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Gesetz 
vom 2. Dezember 2015 

über die Abänderung des Strafgesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Strafgesetzbuch (StGB) vom 24. Juni 1987, LGBl. 1988 Nr. 37, in 
der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

§ 64 Abs. 1 Ziff. 10 Einleitungssatz 

1) Die liechtensteinischen Strafgesetze gelten unabhängig von den Straf-
gesetzen des Tatorts für folgende im Ausland begangene Taten: 
10. terroristische Vereinigung (§ 278b) und terroristische Straftaten (§ 278c) 

sowie damit im Zusammenhang begangene strafbare Handlungen 
nach den §§ 128 bis 131, 144 und 145 sowie 223 und 224, ferner Aus-
bildung für terroristische Zwecke (§ 278e) und Anleitung zur Bege-
hung einer terroristischen Straftat (§ 278f), wenn 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 66/2015 und 132/2015 
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§ 278 Abs. 2 

2) Eine kriminelle Vereinigung ist ein auf längere Zeit angelegter Zu-
sammenschluss von mehr als zwei Personen, der darauf ausgerichtet ist, 
dass von einem oder mehreren Mitgliedern der Vereinigung ein oder 
mehrere Verbrechen, andere erhebliche Gewalttaten gegen Leib und Leben, 
nicht nur geringfügige Sachbeschädigungen, Diebstähle oder Betrügereien, 
Vergehen nach den §§ 104a, 165 Abs. 1 und 2, 233 bis 239, 304 oder 307 
oder in § 278d Abs. 1 genannte andere Vergehen ausgeführt werden. 

§ 278b Abs. 1 und 3 

1) Wer eine terroristische Vereinigung (Abs. 3) anführt, ist mit Frei-
heitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. Wer eine terro-
ristische Vereinigung anführt, die sich auf die Drohung mit terroristi-
schen Straftaten (§ 278c Abs. 1) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d) 
beschränkt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu be-
strafen. 

3) Eine terroristische Vereinigung ist ein auf längere Zeit angelegter 
Zusammenschluss von mehr als zwei Personen, der darauf ausgerichtet 
ist, dass von einem oder mehreren Mitgliedern dieser Vereinigung eine 
oder mehrere terroristische Straftaten (§ 278c) ausgeführt werden oder 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d) betrieben wird. 

§ 278c Abs. 1 Ziff. 9 und 9a 

1) Terroristische Straftaten sind 
9. vorsätzliche Gefährdung der Sicherheit der Luftfahrt (§ 186), 
9a. Aufforderung zu terroristischen Straftaten und Gutheissung terro-

ristischer Straftaten (§ 282a) oder 

§ 278e 

Ausbildung für terroristische Zwecke 

1) Wer eine andere Person in der Herstellung oder im Gebrauch von 
Sprengstoff, Schuss- oder sonstigen Waffen oder schädlichen oder ge-
fährlichen Stoffen oder in einer anderen ebenso schädlichen oder gefähr-
lichen spezifisch zur Begehung einer terroristischen Straftat nach § 278c 
Abs. 1 Ziff. 1 bis 9 oder 10 geeigneten Methode oder einem solchen Ver-
fahren zum Zweck der Begehung einer solchen terroristischen Straftat 
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unterweist, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestra-
fen, wenn er weiss, dass die vermittelten Fähigkeiten für diesen Zweck 
eingesetzt werden sollen. 

2) Wer sich in der Herstellung oder im Gebrauch von Sprengstoff, 
Schuss- oder sonstigen Waffen oder schädlichen oder gefährlichen Stoffen 
oder in einer anderen ebenso schädlichen oder gefährlichen spezifisch zur 
Begehung einer terroristischen Straftat nach § 278c Abs. 1 Ziff. 1 bis 9 
oder 10 geeigneten Methode oder einem solchen Verfahren unterweisen 
lässt, um eine solche terroristische Straftat unter Einsatz der erworbenen 
Fähigkeiten zu begehen, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren zu bestrafen. Die Strafe darf jedoch nach Art und Mass nicht 
strenger sein, als sie das Gesetz für die beabsichtigte Tat androht. 

§ 278f 

Anleitung zur Begehung einer terroristischen Straftat 

1) Wer ein Medienerzeugnis, das nach seinem Inhalt dazu bestimmt 
ist, zur Begehung einer terroristischen Straftat (§ 278c Abs. 1 Ziff. 1 bis 9 
oder 10) mit den im § 278e genannten Mitteln anzuleiten, oder solche 
Informationen im Internet in einer Art anbietet oder einer anderen Per-
son zugänglich macht, um zur Begehung einer terroristischen Straftat 
aufzureizen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer sich ein Medienerzeugnis im Sinne des 
Abs. 1 oder solche Informationen aus dem Internet verschafft, um eine 
terroristische Straftat (§ 278c Abs. 1 Ziff. 1 bis 9 oder 10) zu begehen. 

§ 282a 

Aufforderung zu terroristischen Straftaten und Gutheissung terroristischer 
Straftaten 

1) Wer in einem Druckwerk, im Radio, Fernsehen oder einem anderen 
Medium oder sonst öffentlich auf eine Weise, dass es vielen Menschen 
zugänglich wird, zur Begehung einer terroristischen Straftat (§ 278c Abs. 1 
Ziff. 1 bis 9 oder 10) auffordert, ist, wenn er nicht als an dieser Handlung 
Beteiligter (§ 12) mit strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren zu bestrafen. 
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2) Ebenso ist zu bestrafen, wer auf die im Abs. 1 bezeichnete Weise 
eine terroristische Straftat (§ 278c Abs. 1 Ziff. 1 bis 9 oder 10) in einer Art 
gutheisst, die geeignet ist, die Gefahr der Begehung einer oder mehrerer 
solcher Straftaten herbeizuführen. 

§ 283 Sachüberschrift Abs. 1 Ziff. 1, 2, 4, 6 und 7 sowie Abs. 2  
Einleitungssatz 

Diskriminierung 

1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer 
1. öffentlich gegen eine Person oder eine Gruppe von Personen wegen 

ihrer Rasse, Sprache, Nationalität, Ethnie, Religion oder Weltanschau-
ung, ihres Geschlechts, ihrer Behinderung, ihres Alters oder ihrer 
sexuellen Ausrichtung zu Hass oder Diskriminierung aufreizt, 

2. öffentlich Ideologien verbreitet, die auf die systematische Herabset-
zung oder Verleumdung von Personen wegen ihrer Rasse, Sprache, 
Nationalität, Ethnie, Religion oder Weltanschauung, ihres Geschlechts, 
ihrer Behinderung, ihres Alters oder ihrer sexuellen Ausrichtung ge-
richtet sind, 

4. öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, über elektronische Medien über-
mittelte Zeichen, Gebärden, Tätlichkeiten oder in anderer Weise eine 
Person oder eine Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, Sprache, 
Nationalität, Ethnie, Religion oder Weltanschauung, ihres Geschlechts, 
ihres Behinderung, ihres Alters oder ihrer sexuellen Ausrichtung in 
einer gegen die Menschenwürde verstossenden Weise herabsetzt oder 
diskriminiert, 

6. eine von ihm angebotene Leistung, die für die Allgemeinheit bestimmt 
ist, einer Person oder einer Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, 
Sprache, Nationalität, Ethnie, Religion oder Weltanschauung, ihres 
Geschlechts, ihrer Behinderung, ihres Alters oder ihrer sexuellen 
Ausrichtung verweigert, 

7. sich an einer Vereinigung als Mitglied beteiligt, deren Tätigkeit darin 
besteht, eine Diskriminierung im Sinne dieser Bestimmung zu för-
dern oder dazu aufzureizen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer diskriminierende (Abs. 1) Schriften, 
Ton- oder Bildaufnahmen, über elektronische Medien übermittelte Zei-
chen, Abbildungen oder andere Gegenstände dieser Art, 
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II. 

Übergangsbestimmung 

Die durch dieses Gesetz geänderten Strafbestimmungen sind in Straf-
sachen nicht anzuwenden, in denen vor ihrem Inkrafttreten das Urteil 
erster Instanz gefällt worden ist. Nach Aufhebung eines solchen Urteils 
infolge eines ordentlichen Rechtsmittels oder eines anderen Rechtsbe-
helfs ist jedoch im Sinne der §§ 1 und 61 StGB vorzugehen. 

III. 

Änderung von Bezeichnungen 

In Anhang Ziff. 23 des Gesetzes vom 21. Juni 1989 über die Landes-
polizei (Polizeigesetz; PolG), LGBl. 1989 Nr. 48, ist das Wort "Rassen-
diskriminierung" durch das Wort "Diskriminierung" zu ersetzen. 

IV. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Re-
ferendumsfrist am 1. April 2016 in Kraft, andernfalls am Tag nach der 
Kundmachung. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


